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Drucksache V/1329 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Zement-Syndikate 


Obwohl das Kartellgesetz (GWB) schon am 1 . Januar 1958 in Kraft 
getreten ist, bestehen auch heute noch 5 Zement-Syndikate als 
sog. Überläuferkartelle. Das Bundeskartellamt hat mit seinen 
zwei Instanzen 8 Jahre benötigt, ehe es sich dazu entschloß, auch 
durch seine Einspruchsabteilung allen 5 Zement-Syndikaten die 
Erlaubnis zu verweigern. Diese Erlaubnisverweigerung war 
jedoch ohne praktische Bedeutung, weil das Bundeskartellamt 
gleichzeitig dem eingelegten Rechtsmittel der Kartelle aufschie- 
bende Wirkung zubilligte. Dies bedeutet, daß die Zement-Syndi- 
kate so lange weiterpraktiziert werden dürfen, bis das Kammer- 
gericht und der Bundesgeriditshof gleidifalls die Unzulässigkeit 
des Kartells festgestellt haben. Wann dies gesdheht, ist nicht 
abzusehen. 

Im Ergebnis bedeutet das, daß die 5 Zement-Syndikate nur 
deshalb, weil sie schon vor Inkrafttreten des Kartellgesetzes 
bestanden haben, noch für eine Zeit, die auch heute — 9 Jahre nach 
Inkrafttreten des Kartellgesetzes - unabsehbar ist, ihre Kartell- 
politik weiterführen dürfen. Allen anderen Unternehmen hin- 
gegen, die bis Ende 1957 nicht an einem Kartellzusammenschluß 
beteiligt waren, ist ein solches Privileg versagt. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich aufgrund des im 
Zement-Syndikatsvertrag verankerten Stations-Franko-Preis- 
Systems der Fabrikpreis für 1 t Zement um einen fiktiven 
Transportzuschlag von bis zu 14,50 DM pro Tonne, alsoetv/a25% 
des reinen Fabrikpreises, erhöhen kann, ohne daß das liefernde 
Zementwerk eine entsprechende Transportleistung erbringen 
muß? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß diese hohen Transport- 
zuschläge überwiegend solchen Zementwerken zugute kom- 
men, die diese Zuschläge aufgrund einer Sonderregelung nicht 
an das Syndikat abzuliefern brauchen? 
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Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die weitere Prak- 
tizierung der Zement-Syndikate mit den berechtigten Inter- 
essen der Zementverbraudier vereinbar ist? 

2. Liegen beim Bundeskartellamt oder einer anderen Bundes- 
behörde Unterlagen vor über die Gewinne, die die Mitglieder 
der Zementkartelle in den letzten 5 Jahren vor Abzug der 
Steuern vom Einkommen, Ertrag und Vermögen, bezogen auf 
den Umsatz, erzielt haben? 

Liegen ebensolche Unterlagen für Zementhersteller vor, die 
mit Mitgliedern der Syndikate personell, kapitalmäßig oder 
auf sonstige Weise verflochten sind? 

3. Hält es die Bundesregierung mit dem Sinn und Wortlaut 
des Kartellgesetzes für vereinbar, wenn das Bundeskartellamt 
der Einlegung eines Rechtsmittels gegen die Nichterteilung 
einer Erlaubnis für die Weiterpraktizierung der überläufer- 
karteile aufschieberide Wirkung beilegt, obgleich diese 
Auffassung im Wortlaut des Kartellgesetzes keine Stütze 
findet, im Gegenteil alle Fälle aufschiebender Wirkung in §63 
GWB ausschließlich aufzählt? 

4. Trifft es zu, daß die Mitglieder sowohl des Rheinisch-West- 
fälischen Zement-Syndikats als auch des Montan-Zement- 
Syndikats gemeinsam ein sog. Leitspediteur- System prakti- 
zieren, gemäß weldrem der Transport des Zementes ab ihren 
Werken direkt nur einer begrenzten Zahl von sog. Leit- 
spediteuren übertragen wird? 

Trifft es ferner zu, daß diese Leitspediteure zur Bewältigung 
des gesamten Transportvolumens gar nicht in der Lage sind 
und daher Transportaufträge in großem Umfang unter Berech- 
nung einer Provision an andere Transportunternehmer weiter- 
geben? 

Wenn ja, wie hoch ist diese Provision und weiche Eigenleistung 
wird für diese Provision erbracht? 

5. Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, warum das 
Bundeskaitellamt nicht die ihm gegebene Möglichkeit genutzt 
hat, die Praktizierung der Zement-Syndikats-Verträge durch 
Erlaß einer einstweiligen Anordnung zu verhindern, wie es 
von einem am Verfahren Beteiligten beantragt worden ist? 

Wie beurteiltes die Bundesregierung, daß dieser Antrag vom 
10. Januar 1966 des am Verfahren Beteiligten in dem Besdieid 
der Einspruchsabteilung im Verfahren des Rheinisch-West- 
fälisdien Zement-Syndikats weder beschieden nodr überhaupt 
erwähnt worden ist? 
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6. Welche Gründe können dafür angegeben werden, daß das 
Bundeskar tellaint gegen die Praktizierung des Stations-Franko- 
Preis-Systems nidit vorgegangen ist, obgleich es dieses System 
in seiner Entscheidung vom 15. März 1966 als Mißbrauch nach 
§ 11 Abs. 5 GWB und als eine Diskriminierung der Abnehmer 
nach § 26 Abs. 2 GWB qualifiziert hat? 

7. Ist die Bundesregierung bereit, von ihrem Weisungsrecht 
gegenüber der Kartellbehörde Gebrauch zu machen und sie 
anzuweisen, ein Mißbrauchsverfahren gegen die Praktizierung 
des Stations-Franko-Preis-Systems und des Leitspediteur- 
Systems einzuleiten? 


Bonn, den 25. Januar 1967 


Erler und Fraktion 
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